
 
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

zwischen dem Rhein-Sieg-Kreis und den 
kreisangehörigen Städten und Gemeinden über die 

Erfüllung von Aufgaben nach dem Asylbewerberleistun gsgesetz  
 
 

Synopse 
 

 
Aufgrund der §§ 1 und 23 des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GkG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Oktober 1979, zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 9. Juni 1999 
(GV. NW. S. 386), schließen der Rhein-
Sieg-Kreis und die Stadt/Gemeinde fol-
gende öffentlich-rechtliche Vereinbarung: 
 
 

§ 1 
 
 

(1) Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes 
zur Ausführung des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes (AG AsylbLG) sind die 
Städte und Gemeinden des Rhein-Sieg-
Kreises für die Durchführung des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) 
zuständig. Dies umfasst u.a. Leistungen 
bei Krankheit, Schwangerschaft und Ge-
burt (§ 4 AsylbLG). Außerdem können 
sonstige Leistungen gewährt werden, 
wenn sie im Einzelfall zur Sicherung der 
Gesundheit unerlässlich sind (§ 6 
AsylbLG). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 1 

 
 
(1) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2)  Zur Versorgung der Leistungsbe-

rechtigten nach §§ 1, 1a, 4, 6 
AsylbLG, die keinen Anspruch auf 
Leistungen nach § 2 AsylbLG ha-
ben,  können die Städte und Ge-
meinden der Landesrahmenver-
einbarung1 beitreten und eine 
Krankenkasse mit der Übernahme 
der Gesundheitsversorgung dieses 
Personenkreises beauftragen. In 
diesem Falle werden die Leis-
tungsberechtigten mit einer elekt-

                                                           
1Rahmenvereinbarung zur Übernahme der Gesundheitsversorgung für nicht Versicherungspflichtige gegen Kos-
tenerstattung nach § 264 Abs. 1 SGB V i.V.m. §§ 1, 1a Asylbewerberleistungsgesetz in Nordrhein-Westfalen 
zwischen dem Land NRW und den Krankenkassen 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Krankenbehandlung von Emp-
fängern von Leistungen nach § 2 
AsylbLG, die nicht versichert sind, wird 
gem. § 264 Abs. 2-7 SGB V von den 
Krankenkassen  
übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die kreisangehörigen Städte und 
Gemeinden entscheiden im Einzelfall in 
eigenem Namen über den Anspruch dem 
Grunde nach. Bei dem Personenkreis im 
Sinne von § 264 SGB V sind die Kom-
munen verpflichtet, die entstandenen 
Aufwendungen den Krankenkassen zu 
erstatten. Anspruchsberechtigt sind alle 
Personen, für die Berechtigungsscheine 
bzw. Krankenversicherungskarten aus-
gestellt worden sind oder ausgestellt 
werden können. Die Kommunen sichern 
eine zeitnahe Eingabe im Krankenhilfe-
programm zu. Die mit der Erfüllung des 
Anspruchs der Höhe nach sowie der Ab-
rechnung der Leistungen zusammen-
hängenden Aufgaben werden von der 

ronischen Gesundheitskarte aus-
gestattet. 

 
(3)  Sofern ein Beitritt zur Landesrah-

menvereinbarung nicht erfolgt, 
entscheiden die Städte und Ge-
meinden im Einzelfall in eigenem 
Namen über den Leistungsan-
spruch dem Grunde nach. In die-
sem Falle wird die Versorgung der 
Leistungsberechtigten über  Be-
handlungsscheine sichergestellt. 

 
(4) Ein Wechsel zwischen den Syste-

men nach § 1 Abs. 2 und 3 ist aus-
schließlich zum 1.1. eines jeden 
Jahres zulässig. Der Wechsel ist 
dem Rhein-Sieg-Kreis 6 Monate 
vorher anzuzeigen.  

  
(5) Die Krankenbehandlung von Emp-

fängern von Leistungen nach § 2 
AsylbLG, die nicht versichert sind, 
wird gem. § 264 Abs. 2-7 SGB V 
von den Krankenkassen über-
nommen. In diesem Falle erhalten 
die Leistungsberechtigten eine 
Krankenversichertenkarte (Chip-
karte). 

 
 
 

§ 2 
 
(1) Hinsichtlich der  Personenkreise 

nach § 1 Abs. 2 und 5 sind die 
Kommunen verpflichtet, die ent-
standenen Aufwendungen den 
Krankenkassen zu erstatten. In 
diesen Fällen übertragen die kreis-
angehörigen Kommunen die Ab-
rechnung der Leistungen mit den 
Krankenkassen einschließlich der 
Geltendmachung und Durchset-
zung von Erstattungsansprüchen 
gemäß § 9 Abs. 3 AsylbLG i.V.m. § 
105 des Sozialgesetzbuches -
Zehntes Buch- (SGB X) auf den 
Rhein-Sieg-Kreis. 

 
 



kreisangehörigen Kommune auf den 
Rhein-Sieg-Kreis übertragen. Im Fall des 
in Abs. 2 genannten Personenkreises 
wird die Abrechnung der Leistungen mit 
den Krankenkassen einschließlich der 
Geltendmachung und Durchsetzung von 
Erstattungsansprüchen gemäß § 9 Abs. 
3 AsylbLG i.V.m. § 105 des Sozialge-
setzbuches –Zehntes Buch- (SGB X) von 
den kreisangehörigen Kommunen auf 
den Rhein-Sieg-Kreis übertragen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Von dieser Vereinbarung werden 
nicht erfasst Kur-, Erholungs- und statio-
näre Erholungsmaßnahmen, sofern es 
sich nicht um Anschlussheilbehandlun-
gen handelt. 
 
 
 

§ 2 
 
 
(1) Die kreisangehörigen Städte und 
Gemeinden erstatten dem Rhein-Sieg-
Kreis die tatsächlich abgerechneten 
Aufwendungen.  
Die Erstattung des jährlichen Gesamt-
aufwandes erfolgt auf der Grundlage der 
Zahl der von der Kommune pro Jahr 
ausgegebenen Berechtigungsscheine für 
Leistungsberechtigte im Verhältnis zu 
der Gesamtzahl der ausgestellten Be-
rechtigungsscheine in allen beteiligten 
Städten und Gemeinden. Stichtag ist der 
1. Januar eines jeden Jahres. 
Leistungsberechtigte im Sinne von § 1 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Hinsichtlich des Personenkreises 

nach § 1 Abs. 3 übertragen die 
kreisangehörigen Kommunen die 
mit der Erfüllung des Anspruchs 
der Höhe nach sowie der Abrech-
nung der Leistungen zusammen-
hängenden Aufgaben einschließ-
lich der Durchführung von Wider-
spruchs- und Klageverfahren auf 
den Rhein-Sieg-Kreis. 

 
(3) Die kreisangehörigen Kommunen 

stellen eine zeitnahe Eingabe im 
Krankenhilfeprogramm sicher. 

 
(4) Von dieser Vereinbarung werden 

nicht erfasst Kur-, Erholungs- und 
stationäre Erholungsmaßnahmen, 
sofern es sich nicht um Anschluss-
heilbehandlungen handelt.  

 
 
 

§ 3 
 
 

(1) Die kreisangehörigen Kommunen 
erstatten dem Rhein-Sieg-Kreis die 
tatsächlich abgerechneten Aufwen-
dungen sowie die Verfahrenskosten.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abs. 2 werden dabei mit der Zahl der 
durchschnittlich ausgestellten Berechti-
gungsscheine pro Leistungsberechtigten 
in einem Kalenderjahr berücksichtigt.    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

(2) Abrechnungsjahr ist das Kalender-
jahr für welches die Abrechnung 
durchgeführt wird. Die zu erstatten-
den Gesamtaufwendungen werden 
getrennt nach den Personenkreisen 
des § 1 Abs. 2, 3 und 5 ermittelt. 
Noch nicht abgerechnete Aufwen-
dungen aus Vorjahren werden den 
Aufwendungen des Abrechnungs-
jahres zugeschlagen.  
Im Falle eines Systemwechsels 
nach § 1 Abs. 4 werden noch nicht 
abgerechneten Krankenhilfeauf-
wendungen aus Vorjahren nach 
dem für die jeweilige Kommune im 
Abrechnungsjahr geltenden Maß-
stab verteilt.  

 
  

(3)  Maßstab für die Erstattung des jähr-
lichen Gesamtaufwandes betreffend 
den Personenkreis nach § 1 Abs. 2 
ist die Anzahl der Personen, die von 
der Kommune im Abrechnungsjahr 
insgesamt mit elektronischen Ge-
sundheitskarten versorgt sind, im 
Verhältnis zu der Gesamtzahl dieser 
Personen  in allen kreisangehörigen 
Kommunen.  

 
(4)  Maßstab für die Erstattung des jähr-

lichen Gesamtaufwandes betreffend 
den Personenkreis nach § 1 Abs. 3 
ist die Anzahl der Personen, die von 
der Kommune im Abrechnungsjahr 
insgesamt mit Behandlungsschei-
nen versorgt sind, im Verhältnis zu 
der Gesamtzahl dieser Personen  in 
allen kreisangehörigen Kommunen. 

 
(5)  Maßstab für die Erstattung des jähr-

lichen Gesamtaufwandes betreffend 
den Personenkreis nach § 1 Abs. 5 
ist die Anzahl der Personen, die von 
der jeweiligen Kommune im Ab-
rechnungsjahr insgesamt mit Kran-
kenversicherungskarten (Chipkar-



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die kreisangehörigen Städte und 
Gemeinden leisten an den Rhein-Sieg-
Kreis vierteljährlich Abschlagszahlungen 
zum 1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Ok-
tober jeden Jahres. Diese entsprechen 
dem voraussichtlichen Gesamtaufwand 
zuzüglich Verwaltungskostenaufwand im 
Sinne von § 3, der durch den Rhein-
Sieg-Kreis der jeweiligen Entwicklung 
entsprechend angepasst wird. Eine Ab-
rechnung nach den tatsächlichen Leis-
tungen des Rhein-Sieg-Kreises erfolgt 
einmal jährlich zum Schluss des Kalen-
derjahres.   
 
 
 
 
 
 
Aufwendungen, für die vom Rhein-Sieg-
Kreis Erstattungsansprüche gemäß § 9 
Abs. 3 AsylbLG i.V.m. § 105 SGB X in 
den Fällen des § 2 AsylbLG geltend zu 
machen sind, werden unter dem Vorbe-
halt der Erstattung berücksichtigt. 
 
 

ten) versorgt sind, im Verhältnis zu 
der Gesamtzahl dieser Personen in 
allen kreisangehörigen Kommunen. 

 
(6) Die kreisangehörigen Kommunen 

melden dem Rhein-Sieg-Kreis jähr-
lich bis zum 01.02. die Anzahl der 
Personen nach § 1 Abs. 2, 3, und 5.  
Die Höhe der abzurechnenden 
Krankenhilfeaufwendungen ergibt 
sich aus einer von der Civitec zur 
Verfügung gestellten Liste. Eine 
Kontrolle dieser Daten durch den 
Rhein-Sieg-Kreis erfolgt nicht.  
Die Kommunen ermächtigen den 
Rhein-Sieg-Kreis, die erforderlichen 
Auswertungen unmittelbar bei der 
Civitec anzufordern. 

 
 

 
§ 4 

 
(1) Die kreisangehörigen Städte und 

Gemeinden leisten an den Rhein-
Sieg-Kreis vierteljährlich Abschlags-
zahlungen zum 1. Januar, 1. April, 
1. Juli und 1. Oktober jeden Jahres. 
Die Höhe der Abschlagszahlungen 
wird aus der Summe des Gesamt-
aufwands des letzten Abrechnungs-
jahres zuzüglich des Verwaltungs-
kostenaufwands gem. § 5 und den 
Verfahrenskosten ermittelt.  

 
(2) Die Abrechnung der tatsächlichen 

Krankenhilfeleistungen des Rhein-
Sieg-Kreises sowie die Festsetzung 
der Abschlagszahlungen für die Zeit 
vom 1.4. bis 31.03. erfolgt einmal 
jährlich zum Schluss des ersten 
Quartals des auf das Abrechnungs-
jahr folgenden Kalenderjahres.   
Aufwendungen, für die vom Rhein-
Sieg-Kreis Erstattungsansprüche 
gemäß § 9 Abs. 3 AsylbLG i.V.m. § 
105 SGB X in den Fällen des § 2 
AsylbLG geltend zu machen sind, 
werden unter dem Vorbehalt der Er-
stattung berücksichtigt. 

 



 
 

§ 3 
 
 

Für die mit den nach § 1 übertragenen 
Aufgaben entrichten die kreisangehöri-
gen Städte und Gemeinden persönliche 
und sächliche Verwaltungskosten an den 
Rhein-Sieg-Kreis. Diese betragen im Fal-
le der Berechtigungsscheine 4%, im Fal-
le der Krankenversicherungskarten 1% 
der Aufwendungen im Sinne von § 2 
Abs.1.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 4 

 
Der Rhein-Sieg-Kreis erfasst die aufge-
wendeten Kosten in einer Statistik, ge-
trennt nach ausgestellten Berechti-
gungsscheinen bzw. Krankenversiche-
rungskarten und stellt sie den kreisange-
hörigen Städten und Gemeinden zur Ver-
fügung. 
 
 
 
 

§ 5 
 
 

Diese Vereinbarung tritt rückwirkend zum 
01.1.2005 in Kraft. Der Verwaltungskos-
tenaufwand wird ab 01.01.2007 erhoben.  
 
 
 
 
 

 
 

§ 5 
 
 

Für die mit den nach § 1 übertrage-
nen Aufgaben entrichten die kreis-
angehörigen Städte und Gemeinden 
persönliche und sächliche Verwal-
tungskosten an den Rhein-Sieg-
Kreis. Diese betragen einheitlich 5% 
der von der jeweiligen Kommune zu 
erstattenden Gesamtaufwendungen.  

 
 
 

§ 6 
 

Sofern sich aus dieser Vereinbarung 
eine Umsatzsteuerpflicht des Rhein-
Sieg-Kreises ergibt, ist die Steuer-
last durch die kreisangehörigen 
Kommunen umsatzanteilig zu er-
statten. 

 
 

 
§ 7 

 
Der Rhein-Sieg-Kreis erfasst die 
aufgewendeten Kosten in einer Sta-
tistik, getrennt nach ausgestellten 
Berechtigungsscheinen, elektroni-
schen Gesundheitskarten sowie 
Chipkarten  und stellt sie den kreis-
angehörigen Städten und Gemein-
den zur Verfügung. 

 
 
 

§ 8 
 

 
Diese Vereinbarung tritt zum 
01.01.2017 in Kraft.  

 
 
 

 
 
 



 
§ 6 

 
 
Die kreisangehörigen Städte und Ge-
meinden verpflichten sich, alle zum Er-
satz von Leistungen im Sinne von § 1 
erzielten Einnahmen zur Senkung der 
gemäß § 2 zu verteilenden Aufwendun-
gen an den Rhein-Sieg-Kreis abzufüh-
ren.  
 

§ 7 
 
 

Jeder Vertragspartner kann die Verein-
barung zum 31. Dezember eines jeden 
Jahres mit einer Frist von 12 Monaten 
kündigen. 
 
 

 
§ 9 

 
 

unverändert 
 

 
 
 
 

 
 

§ 10 
 
 

unverändert 
 

 


